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Mittheilungen auö den Verhandlungen der Stande des Großherzogthums
Baden im Jahr 1831 .

]N 158 .
' Karlsruhe 11 . Oktober

Vorläufige Mittheilungen aus der ein hundert neunten
Sitzung der zweiten Kammer.

Karlsruhe den 8 . October 1831 .

Staatsr . Ncbcni ils besteigt die Rednerbühne , und legt

folgenden Gesctzcsentwurf mit beigcfügtcr Motivirung vor .

Leopold von Gottes Gnaden rc . rc.
Nach Anhörung Unseres Staatsministcriums haben Wir

beschlossen und verordnen wie folgt :
Der nachstehende Gesetzentwurf soll Unfern getreuen

Ständen und zwar zuerst der zweiten Kammer durch Unfern
Staatsrath Ncbenius , Direktor des Ministeriums des

Innern , zu ihrer Zustiinmnng vorgelegt werden .
Art . 1 .

Der h . 31 der Vcrfassungsurknndc , lautend : „ Jede der
beiden Landesunivcrsttätcn wählt ibren Abgeordneten auf
vier Jahre ans der Mitte der Professoren oder aus der Zabl
der Gelehrten oder Staatsdiener des Landes nach Willkühr .
"Nur die ordentlichen Professoren sind wählbar ;"

erhält den erläuternden Zusatz :

„ Beide Abgeordnete der Universitäten , sie mögen die zu¬
nächst gcwäbltcn , oder wegen deren Austritt vor dem Zeit¬
punkt der regelmäßigen Erneuerung an deren Stelle gcwäblt
worden scyn , treten mit der Hälfte der grundhcrrlichcn Ab¬

geordneten gleichzeitig aus ."

Art . 2
Der tz. 79 der Vcrfassungsnrkunde , lautend :

„ Die Reibcnfolgc , wornach die Abgeordneten dcrGrund -
berrcn und der Städte und Ämter aus der Versammlung
anstrcten , wird auf dem ersten Landtage für die einzelnen
Wablbezirkc ein für allemal durch das Loos bestimmt. Die

Hälfte der grundhcrrlichcn Abgeordneten tritt im Jabr 1823
aus . Im . Jabr 1821 tritt ein Viertel der Abgeordneten der

Städte und Aeinter , und dann alle zwei Jahre wieder ein
Viertel ans, "

wird durch folgende Bestimmung ersetzt :

„ Nach jeder Gcsammterneucrung der Kammer im Fall des
§ . 43 der Vcrfassungsnrkunde , wird auf dem ersten Landtage
die Reibenfolge des regelmäßigen Austritts der Abgeordne¬
ten der Grundherren , Städte und Ämter durch das Loos
ein für alleinal bis zu einer wieder eintretendcn Gcsammter -

ncucrnng bestimmt. Von den Abgeordneten der Städte und
Ämter sollen erstmals nur 15 und in den drei folgenden Pe¬
rioden jedesmal 16 Mitglieder anstrcten . Die Perioden
der thcilweisen Erneuerung beginnen mit dem 1 . Januar
des Jabres , in dessen Laufe der erste Landtag abgehalten
wird , so daß der erste theilweise Austritt der grundhcrrlichen
Abgeordneten mit dem letzten Dezember des vierten , und der

erste tbeilweisc Austritt der Abgeordneten der Städte und

Ämter mit dem letzten Dezember des zweiten Jahres geschicbt,
in sofern nicht die Kamnicrn an diesem Tage zu einem or¬

dentlichen oder außerordcntlicbcn Landtage versammelt sind .

So oft dieß der Fall ist , behalten die anstrctenden Mitglie¬
der ibrc Eigenschaft bis zum Schlüsse des Landtags bei."

Art . 3.
Vorstebcnde Bestimmungen sind auf die zufolge einer

Gesammtcrncncrnng zur gegenwärtigen Ständcversamm -

lnng gewählten Abgeordneten der ersten und zweiten Kam¬

mer anwendbar , und es treten daber die Hälfte der grund¬

hcrrlichen Abgeordneten und die beiden Abgeordneten der

beiden Landesunivcrsstäteir mit dem letzten Dezember 1834 ,

sodann 15 Abgeordnete der Städte und Ämter am letzten

Dezember 1832 aus .
Gegeben zu Karlsruhe in Unserm Großh . Staatsmim -

ftcrium , den 25 . September 1831.
Leopold .

Auf Befcbl Sr . König ! . Hoheit.
Eichrodt .

Winter .
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Hochgeehrte Herren ?

Ich bin beauftragt , Ihnen zur Erläuterung verschiedener

Bestimmungen der Verfassungsurkunde , über die Dauer der

Eigenschaft der Abgeordneten , zur ersten und zweiten Kam¬

mer , einen Gesetzesentwurf zu übergeben , dessen Vorlage

Ihnen jüngsthin , als ein verchrliches Mitglied der Kammer

eine Motion über diesen Gegenstand begründete , zugesagt
worden ist.

Der § . 31 der Verfassungsurkunde läßt unbestimmt , ob

der Abgeordnete einer Landesunivcrsität , welcher an die

Stelle eines vor Ablauf der gesetzlichen Zeit austretende »

Vorgängers gewählt wird , seine Eigenschaft nur bis zum
Zeitpunkte , wo sein Vorgänger hätte austrcten sollen , oder

für die Dauer von vier Jahren behalte . Der Gesetzescnt -

wurf , den ich Ihnen vorzulcgen die Ehre habe , beantwor¬
tet diese Frage in Uebereinstimmung mit der Ansicht des ver -

ehrlichcn Urhebers der erwähnten Motion und mit dem Ent¬

würfe , der bereits im Jahr 1823 hier übergeben worden

ist , die Zustimmung der Kammer , aber keine Gesetzeskraft
erhalten hat .

Die ursprünglichen auf diesem Landtage wieder herge -

stcllten Bestimmungen der Vcrfassungsurkunde über die

cheilwcise Erneuerung beruhten auf der Voraussetzung , daß
durch die zweijährigen Budgetspcrioden eben so die Abhal¬
tung der Landtage wie der periodische Austritt der Abgeord¬
neten geregelt werde , daß eine vierjährige Dauer der Mis¬
sion eines Abgeordneten zwei , und eine achtjährige Dauer
vier Landtagspcrioden und ordentliche Landtage umfasse .
Die Worte der Vcrfassungsurkunde lassen hierüber Zweifel

zu , die vielleicht , wäre jene Voraussetzung wirklich einge¬
treten , nicht aufgeworfen worden wären , aber nothwendig
entstehen mußten , sobald die regelmäßige Folge der ordent¬

lichen Landtage nicht eintrat .

Der zweite Artikel des gegenwätigen Entwurfes gibt die

Entscheidung , welche der im Jahr 1823 vorgelcgtc Entwurf
enthielt , in einer allgemeinen die Wiederkehr ähnlicher
Zweifel beseitigenden Fassung , und beantwortet zugleich
eine Frage , zu welcher die Veranlassung darin liegt , daß
die Zahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer , durch die

Zahl der theilweisen Erneuerungen , die zu einer vollständi -

gm Erneuerung der Kammer erforderlich sind , sich nicht
theilen läßt ."

Hierauf betn 'tt der Finanzministcr v . Böckh die Redircr -

bühnc , und legt folgenden Gesctzcscntwurf mit der beigefüg¬
ten Begründung vor .

Leopold von GottesGnaden rc . rc.
Nach Anhörung Unseres Staatsministeriums haben Wir

beschlossen und verordnen , wie folgt :
Der nachstehende Gesetzescntwurf soll der zweiten Kammer

Unserer getreuen Stände durch Unser « Finanzminister zur
Berathung und Zustimmmnng vorgelcgt werden .

Einziger Artikel .
Das nach den Landrcchssätzen 710 b . a . und 710 b . b .

bestehende Recht zum Bezug des Zehntens von Ncubrüchen ,
ist rücksichtlich derjenigen , welche künftig erst entstehen , und

derjenigen , von welchen im gegenwärtigen Jahr , wegen der

gesetzlichen oder vor der Urbarmachung vcrwilligtcn Freijahre ,
noch kein Zehnten bezogen werden durfte , aufgehoben .

Gegeben zu Karlsruhe in Unserm Großherzoglichen Staats¬

ministerium , den 4 . Oktober 1831 .
Leopold .

vstt . v . Böckh . AufBefehlSr . König !. Hoheit .
Eichrodt .

Hochgeehrte Herren !
Seine Königliche Hoheit , der Großherzog , haben mir be¬

fohlen , Ihnen einen Gesctzesvorschlag über die Aufhebung
des Neubruchzehntcns zur Zustimmung vorzulegen .

Wenn ich mich bei Angabe der Motive sehr kurz fasse , so
wird dies kaum einer Entschuldigung bedürfen , nicht sowohl
wegen der Kürze des Gesetzes , als weil schon früher über den

Gegenstand desselben erschöpfende Verhandlungen Statt ge¬
habt haben . — Unser Landrecht erklärt jedes Grundstück , das
urbar ist , oder urbar wird , für zehntbar , wenn es nicht
in einer zehntfreien Gemarkung liegt oder eine ihm besonders
erworbene Freiheit geltend machen kann . ( Art . 710 a . a . )
Unter Grundstücken , die urbar werden , Neubruch , versteht
dasselbe alles Land , welches aus einem ein Menschenalter
hindurch angedauerten Unbau zum zehntbaren Anbau gebracht
wird , so lange nicht ein früherer Anbau desselben bewiesen ,
und so fern nicht seine jetzige Urbarmachung gegen Über¬

lassung eines altzehntbaren Strich Landes zum Unbau ge¬
schieht , wo letzternfalls dessen Zehntschuldigkeit auf jenen

übergeht .

Der Zweck des Gesetzcsentwurfes ist , der Ausdehnung der

Zehntherrschaft eine Gränze zu setzen , zu verhindern , daß
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Land , welches gegenwärtig keine Zehntschuldigkeit auf sich der für ihn möglichen künftigen günstigen Folgen eines be-

hat , künftig zehntbar werde , weil es urbar wird ; es stehenden Gesetzes im Falle der Änderung , eine solche An -

setzt im Grunde an die Stelle der bisherigen zeitlichen spräche je haben kann .

Zchntfrciheit im Interesse der Agrikultur eine immcrwäh - _
rcnde , es vernichtet eine gesetzliche Bestimmung , die , im

Interesse des Zehntinstitutes , keine Ausnahme , wofür nicht Eorts . des Budgetberichts vom Abgeordneten

ein rechtskräftig gewordener Rechtstitel besteht , mehr auf - v . ^ tzstein .)

kommen lassen wollte und zu diesem Ende die Zehntbarkeit Das Kabinct hat größtentheils nur die Ausfertigungen
der Ncubrüche zur Regel erhob , ungeachtet der privat - und unmittelbaren Befehle des Regenten in inneren Bcrwal -

rechtlichen Natur des Zehntwesens , der solche allgemeine tungsgegenständen , oder die höchsten Verfügungen an die

Normen nothwendig fremd sind . Ministerien zu besorgen , aber keine , oder nur in höchst sel-

Bei der Diskussion über die Motion des Abgeordneten von tencn Fällen , an die auswärtigen Regierungen .
Rotteck , ja schon bei den Verhandlungen auf den frühern Sollten dergleichen Fälle Vorkommen , oder von außen

Landtagen , blieb kein Zweifel übrig , daß die Zehentabgabe , ^ r Stafetten an das Geheime Kabinct cintreffen , welche

ihrer rechtlichen Natur und ihrer auf die Agrikultur äußern - Staatsangelegenheiten betreffen , dann gibt dafür eine

den Nachthcile wegen , einer wesentlichen Reform bedürfe ,
Summe von 150 fl . um so mehr hinreichende Deckung , als

durch Verwandlung des Naturalzehntens in eine ständige früherhin der Ansatz für die >e Rubrike nur 70 fl. war .
ablösbare Rente und durch Aufhebung der Gesetze , welche P r die Ordenskasse , oder die Kasse für Ordensanschaf -

neue Zehnten verleihen ohne irgend eine privatrechtliche Ver - b " d 150 fl . angetragen . Ein vorgclegter Durchschnitt

bindlichkeit der Besitzer des Landes , wovon er gegeben wer - don 6 Jahren , nämlich von 1824 bis 1829 , weist die

den soll ; durch Aufhebung der Gesetze über den Neubruch - Summe von 1391 fl. 8 kr . nach . Nur das Jahr 1825 und

zehnten , welchen die Sätze 710 b . a . und 710 b . b . dem 1828 ^
'
gen starke Ausgaben — letzteres sogar eine solche

Ort ^ Herrn , und rücksichtlich des kleinern Zehnten dem don 2621 fl . wogegen im Jahre 1827 nur 66 fl . , und

Ortspsarrer der Gemarkung zuschieden , wenn er diesen >m Jahre 1829 839 fl . ausgegeben wurden . Die Com -

von dem altbaubaren Felde hat . Mission glaubt , daß 1400 fl . genügen , weil es nicht nölhig
Das nach diesen Landrechtssätzen bestehende Recht zum fc9 11 iann , mehr zu bewilligen , als den nachgewiesenen

Bezüge des Zehntens von Ncubrüche » soll nun künftig auf - Bedarf .

hören , und nicht blos für die Ncubrüche , welche erst ent - Auf den Grund dieser Bemerkungen stellt die Commission

stehen werden , sondern auch für diejenigen , wovon im gegen - Antrag : „ für das geheime Kabinct die jährliche Summe

wärtigen Jahre wegen der noch laufenden gesetzlichen oder Bon 10,000 fl . in das neue Budget aufzunehmen ."

als Bedingung der Urbarmachung verwilligtenFreijahre der Tit . IV . Staatsministerium .
Zehnten noch nicht bezogen werden darf , wo die landrecht - Für den Bedarf dieser Stelle ist in dem neuen Finanzetat
liche Bestimmung noch nicht zur Wirksamkeit gekommen die Summe von 11,300 fl . ausgenommen . Ein Blick auf
ist . Da das Recht zum Zehntbezuge nicht durch die That - das Budget von 1828 , wo für das Staatsministerium
sache der Urbarmachung allein , sondern auch durch den Um - 21,000 fl . bewilligt waren , zeigt hier eine bedeutende Ver¬

lauf der Freijahre bedingt ist , so nimmtdas Gesetz kein bereits Minderung von 9700 fl .
erworbenes Recht , cs hebt blos einen künftigen Anspruch Der gegenwärtige Stand des Staatsministeriums und

auf , der durch das Gesetz gegeben worden ist , daher auch der Besoldungen ist für zwei Räthe , wovon der eine aber
von einer Entschädigung , weder von Seiten des Staates 2800 fl . aus dem Etat des Ministern des Auswärtigen
noch von Seiten der Besitzer des Landes , welches künftig bezieht 4200 fl . , für einen Geheimen Hofrath , Sekretär

noch urbar werden wird , oder jetzt urbar ist , aber noch in 2400 fl . , einen Registrator , einen Erpeditor 2500fl . , einen
den Freijahren steht , die Rede seyn kann . Kanzlisten 600 fl . ; dann an Gehalten für zwei Kanzlei -

Dieses ausdrücklich auszusprechen, d̂ürfteüberflüssig seyn , dicncr 1100 fl . ; endlich Bureauaufwand 500 fl . , Summe

da es sich von selbst versteht , daß kein Staatsbürger wegen 11,300 fl .
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Die Commission muß hier , wegen dem Rathe , welcher
einen Thcil seiner Besoldung ans diesem Etat , und den
größten Theil aus dem Ministerium des Auswärtigen
bezieht , den Grundsatz fcsthalten , daß die Klarheit und

Ordnung des Budgets , wie der Rechnung , gestört werde ,
wenn die Besoldung eines Dieners auf mehrere Etats
vertbeilt ist. — Er soll seine ganze Besoldung nur aus
einem Etat beziehen , wenn er auch in mcbrerc Mini¬

sterien verwendet wird . Die Budgctscommission glaubt ,
daß die Besoldung dieses Ratbcs , von dem hier die Rede

ist , auf den Etat des Staatsministeriums gehört . Man
wird deßwcgcn ihre Vcrwilligung hier in Antrag bringen .

Die Bureaukosten sollen zwar nach jedem sechsjährigen
Durchschnitte 636 st. 56 kr. per Jahr betragen , jedoch
in den Jabren 1823 bis 1826 ine ! , ein übermäßiger
Schreibmaterialicnverbrauch Statt gefunden haben , der ,
statt 389 fl . mit 250 fl . zu bestreiten , und dabcr der Gc -

sammtbcdars auf 500 fl . berabzusctzcn sei.

Die Commission ist zwar der Meinung , daß auch diese
Summe noch zu doch sei , weil der Aufwand im Jabre
1827 nur 426 fl . und im Jabre 1828 nur 393 fl . betra¬

gen bat , daß daher 400 fl . genügen dürften .

Sic ist indessen auch überzeugt , daß mau nunmehr , wo
die hohe Regierung den seitbcrigen Aufwand schon selbst

beruntergesctzt hat , die möglichste Sparsamkeit eintretcn

lassen werde , und trägt daber an : „ für das Staatsmini -

stcrium die jährliche Summe von 11,300fl . , und wegen der

ans dem Etat des Staatsministcrinms bicrber übertragenen

Ratbsbcsoldung weiter 2800 fl. in das Budget von 1831/33

aufzuuehmen ."

V . Verschiedene und außerordentliche Ausgaben .

Die unter dieser Rubrik in dem Budget von 1828 ersicht¬
liche Summe von 24,000 fl . rübrte größtentbcils von jenen

18,000 fl . bcr , welche der in Gott rubcndc Großbcrzog Lud¬

wig in seiner Civilliste nachgelassen , sich jedoch die Dispo¬

sition darüber zu Zwecken des Staates Vorbehalten batte .

Diese , damals auf den Etat des Staatsministerinms

gebrachte Summe fällt nun weg , und cs erscheint daber in
dem neuen Finanzctat nur die Summe von 10,000 fl . für
außerordentliche Ausgaben .

'

Dadurch ist eine Vermehrung von 4,000 fl . berbcigeführt .
— Denn nach Abzug jener Summe von 18,000 fl . von dem

Budgetssatzc des Jahres 1828 ad 24,000 fl . blieben damals
für außerordentliche Ausgaben nur 6000 fl . übrig .

Zwar hat der Bericht des Abg . Duttlinger über die
Nachmessungen des Ministeriums des Auswärtigen , und
über diese außerordentlichen Ausgaben der hohen Kammer

gezeigt , daß im Jabre 1828 , statt 24,000 fl . der Betrag von
29,696 fl . und im Jahre 1829 die Summe von 105,946 fl .
ausgcgcben worden seien . — • Allein das waren auch außer¬
ordentliche Zeiten und außerordentliche Ausgaben in jeder
Beziehung .

Bei einer näheren Prüfung der Ausgaben von 1828 zeigt
sich , daß außer jenen 8680 fl . 46 kr. für die Feier des

bundcrtjäbrigen Gcburtsfestes Karl Friedrichs , und außer
jenen 2990 fl . 21 kr. Trauer - nnd Leichcncondnctkosten für
Jbre Hoheit die Frau Markgräfin Christiane , Posten , welche
nicht regelmäßig wicderkehrcn , also auch nicht in die Be -

darfsbercchnung der jetzigen Budgetsperiode ausgenommen
werden können , nur 93fl . 17 kr. außerordentliche Ausgaben
Statt gefunden haben .

Eben so sind die Ausgaben des Jahres 1829 znm größ¬
ten Theilc keine solchen , die man als wicderkcbrend an¬

seben kann . Sie bestehen aus 25,648 fl . Präsente , 3,370 fl .
Diäten der Gesetzgebungscommission , 800 fl . für Einfüb -

rung der preußischen Agende , nnd in anderen Ausgaben , für
den Landeskatcchismus , für die Versammlung der Natur¬

forscher in Heidelberg und dergl . , wie Sie solche ans
dem Berichte des Abg . Duttlinger vernommen baben .
Keine derselben wird sich im Jabre 1831 und 1832 wie¬

derholen . Nur für die Gesetzgebungscommission möchte
eine angemessene Summe aufzunrhmen seyn , mit Berück¬

sichtigung des Umstandes , daß vom 1 . Juni bis hierher ,
keine Diäten erlaufen sind , und auch schwerlich bis Ende

dieses Jabres erwachsen werden . Aber , zu wünschen ist,
daß sie zur Bearbeitung des peinlichen Gesetzbuches und

der peinlichen Gerichtsordnung , als eines dringenden Be¬

dürfnisses , sobald als möglich schreiten werde .

Unter den außerordentlichen Ausgaben geschickt ferner ,
ebne Angabe der Nummer , Erwähnung von einer Ren -

tcncntschädignng , für dasjenige , was dem vormaligen
Herrn Minister v . Bcrstctt an der ihm zugesichertcn Do¬

tation von jäbrlichcu 6000 fl . Renten aus bcimgcfallcncn
nnd ihm zu verleihenden Lebe» noch fcblc .

( Fortsetzung folgt .)

Redacteur : A . L . Grimm , erster Secretär der zweiten Kammer . Drucker und Verleger : Buchhändler Ch . Th . Groos .
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